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253 Bekanntmachung 
   
Die 19. Sitzung des Kreistages findet am 
 
  Montag, dem 08.10.2018, um 17:00 Uhr 
 
in Minden, Portastraße 13, Sitzungssaal, statt. 
 
Zu dieser Sitzung werden Sie hiermit eingeladen. 
 
  T a g e s o r d n u n g 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1. Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 
2.  Bundesprogramm „Sanierung kommunaler Einrichtungen in den Bereichen Sport, Jugend und Kultur“ 
3.  Umbesetzung von Ausschüssen und Gremien 
4.  Naturschutzbeirat; Neuwahl eines stellvertretenden Mitglieds 
5.  11. Satzungsänderung der Gebührensatzung für die Benutzung der Abfallentsorgungsanlagen des Kreises Minden-Lübbecke 
6.  Interkommunale Zusammenarbeit 
 hier: Öffentlich-rechtliche Vereinbarung mit der Stadt Petershagen über die Durchführung von Aufgaben zur Vergabe öffentlicher  

Aufträge 
7. Kofinanzierung des Beitrags der Besucher-Bergwerk und Museum Kleinenbremen gGmbH zum  
 Landeswettbewerb Naturpark.2021.Nordrhein-Westfalen 
8.  Gründung einer Verkehrsgesellschaft - Delegationsvereinbarung über die Aufgabenträgerschaft des ÖPNV im Stadtgebiet Minden 
9.  Erhöhung der Förderquote 2018 § 11a ÖPNVG 
10. Heimatpreis für den Kreis Minden-Lübbecke 
11. Aufstellung des Landschaftsplanes "Espelkamp" 
 hier: öffentliche Auslegung des Entwurfes 
12. Vereinbarung für den Leistungsbereich "Ambulante psychiatrische Versorgung" mit dem Club 74 e.V. 
13. Vereinbarung für den Leistungsbereich "Youthwork - AIDS-Prävention" mit der Arbeiterwohlfahrt 
14. Vereinbarung über die Durchführung einer weiteren ärztlichen Leichenschau vor Feuerbestattung 
15. Änderung des Gesellschaftsvertrages der Wege durch das Land gGmbH 
16. Jahresabschluss zum 31.12.2016 des Kreises Minden-Lübbecke 
 Prüfung, Feststellung, Entlastung 
17. Ausführung des Haushaltsplanes 2017 und 2018 
 hier: Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
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18. Verzinsung des aufgewandten (Anlagen-)Kapitals gem § 6 Abs. 2 KAG i.V.m. § 109 GO NRW im Haushaltsjahr 2019 
19. Haushaltssatzung des Kreises Minden-Lübbecke für das Haushaltsjahr 2019 
20. Anfragen und Berichte 
21. Verschiedenes 
 
B. NICHTÖFFENTLICHE SITZUNG 
 
1. Ankauf von Grundstücken in Espelkamp 
2. Veräußerung eines Grundstücks 
3. Prüfauftrag zur möglichen Organisationsform der interkommunalen Zusammenarbeit 
4. Verschiedenes 
 
Minden, den 27. September 2018 
  Dr. Ralf N i e r m a n n 
  Vorsitzender 
 
 
 
254 Bekanntmachung 
  des Jahresabschlusses des Abfallentsorgungsbetriebes des Kreises Minden-Lübbecke (AML) 
  für das Wirtschaftsjahr 2017 
 
Der Kreistag des Kreises Minden-Lübbecke hat in seiner 18. Sitzung am 18.06.2018 gem. EigVO NRW §4 Abs.c die Entlastung des Betriebs-
ausschusses des AML für das Wirtschaftsjahr 2017 beschlossen und den Jahresabschluss des AML und den Lagebericht zum 31.12.2017 
festgestellt und wir folgt beschlossen: Der Kreistag beschließt, die Eigenkapitalverzinsung in Höhe von 357.904,32 € dem Kreishaushalt und 
den Jahresüberschuss nach Abzug der Eigenkapitalverzinsung in Höhe 288.938,18 € der allgemeinen Rücklage des AML zuzuführen. 
 
Der Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom 03.10.2018 bis zum 31.10.2018 in der Verwaltung des Abfallentsorgungsbetrie-
bes des Kreises Minden-Lübbecke, Johansenstr. 6, 32423 Minden, Sekretariat, während der Dienststunden zur Einsichtnahme aus. 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes 2017 lautet 
wie folgt: 
 
  Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß §106 GO NRW gesetzlicher Abschlussprüfer des Abfallentsorgungsbetriebes des Kreises Minden-Lübbecke. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2017 hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Röhricht - Dr. Schillen 
GmbH, Bielefeld, bedient. 
Diese hat mit Datum 17.05.2018 den nachfolgend dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
„An die eigenbetriebsähnliche Einrichtung AML Abfallentsorgungsbetrieb des Kreises Minden-Lübbecke: 
Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und den Lagebericht des Abfallentsorgungsbetriebs des Kreises Minden-Lübbecke – AML, Minden, für das Geschäftsjahr vom 1. Janu-
ar bis 31.Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handels-
rechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen im Gesellschaftsvertrag liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Ver-
treter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 
 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der von Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass 
Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und 
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen 
der Prüfung werden Nachweise für Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen Kontrollsystem um Prüfungshandlungen zu 
planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen 
Kontrollsystems der Gesellschaft abzugeben. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der we-
sentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung ist. 
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der 
Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild 
von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Dr. Röhricht –Dr. Schillen GmbH ausgewertet und eine Analyse 
anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der Verordnung über die 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW 
nicht erforderlich. 
 
Herne, den 03.09.2018 GPA NRW          (Siegel) 
  Im Auftrag 
  gez. Matthias Middel 
  
Minden, den 11.09.2018 Die Betriebsleitung 
  gez. Lutz Freiberg  
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255 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung eines Bescheidens des Jobcenters (proArbeit) 
 
Die Zustellung eines Bescheides des Jobcenters (proArbeit) wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom  
Erscheinungstag des Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
256 Bekanntmachung 
  Öffentliche Zustellung von Ordnungsverfügungen 
 
Die Zustellung von Ordnungsverfügungen wird diesem Amtlichen Kreisblatt als Anlage angefügt. Die Anlage ist vom Erscheinungstag des 
Kreisblattes an für 14 Tage befristet im Internet einsehbar. 
 
 
 
257 Erscheinungstermine 
  des Amtlichen Kreisblattes 
 

Nr.  25 Redaktionsschluss 11.10.2018 Ausgabe 18.10.2018 
Nr.  26 Redaktionsschluss 26.10.2018 Ausgabe 02.11.2018 
Nr.  27 Redaktionsschluss 15.11.2018 Ausgabe 22.11.2018 
Nr.  28 Redaktionsschluss 29.11.2018 Ausgabe 06.12.2018 

 
 
 
258 Bekanntmachung 
  der Stadt Porta Westfalica 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung der Stadt Porta Westfalica für das Haushaltsjahr 2019 mit Anlagen wird für die Dauer des Beratungsver-
fahrens im Rathaus der Stadt Porta Westfalica, Sachgebiet Kämmerei und Steuern, Kempstraße 1, 32457 Porta Westfalica, während der 
Dienststunden zur Einsichtnahme bereit gehalten. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflichtige der Stadt Porta Westfalica in der Zeit vom 10. Oktober bis zum 30. Oktober 
2018 bei der Stadt Porta Westfalica, Kempstraße 1, 32457 Porta Westfalica, Einwendungen schriftlich oder mündlich zu Protokoll geben. 
 
Über Einwendungen entscheidet der Rat in öffentlicher Sitzung. 
 
Porta Westfalica, 27.09.2018 
  Bernd Hedtmann 
  Bürgermeister 
 
 
 
259 Bekanntmachung 
  der Stadt Porta Westfalica  
 
  Aufhebung des Verfahrens zum Neuabschluss eines Wasserkonzessionsvertrages 
 
Die Stadt Porta Westfalica gibt bekannt, dass das am 16.11.2017 bekannt gemachte Verfahren zum Abschluss eines neuen Wasserkonzes-
sionsvertrages als Nachfolge des am 31.03.2016 abgelaufenen Vertrages mit der Stadtwerke Porta Westfalica GmbH aufgehoben wird. 
 
Porta Westfalica, 18.09.2018 
  Bernd Hedtmann 
  Bürgermeister 
 
 
 
260 Bekanntmachung 
  der Neufassung der Friedhofsgebührensatzung der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gehlenbeck 
 
  Friedhofsgebührensatzung 
  für den Friedhof  
  der Evangelisch-Luth. Kirchengemeinde 
  Gehlenbeck 
 
  vom 05. Juli 2018 
 
Die Evangelisch-Luth. Kirchengemeinde Gehlenbeck 
vertreten durch das Presbyterium 
 
erlässt gem. Artikel 159 Absatz 2 Kirchenordnung i. V. m. § 49 der Verordnung für die kamerale Vermögens- und Finanzverwaltung der Kir-
chengemeinden, der Kirchenkreise und der Kirchlichen Verbände in der Evangelischen Kirche von Westfalen (Verwaltungsordnung kameral 
– VwO.k) vom 26. April 2001, § 48 der Verordnung für die Vermögens- und Finanzverwaltung der kirchlichen Körperschaften in der Evange-
lischen Kirche von Westfalen (Verwaltungsordnung Doppische Fassung – VwO.d) vom 27. Oktober 2016 und § 12 Absatz 1 Verordnung für 
das Friedhofswesen in der Evangelischen Kirche im Rheinland, der Evangelischen Kirche von Westfalen und der Lippischen Landeskirche 
vom 13. Juli 2011 die nachstehende  
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  Friedhofsgebührensatzung 
 
  § 1 
  Gebührenpflicht 
 
(1) Für die Benutzung des Friedhofes Gehlenbeck und der Bestattungseinrichtungen sowie für weitere Leistungen der Friedhofsverwaltung 
werden nach Maßgabe dieser Satzung Gebühren erhoben. 
 
(2) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Erbringung der Leistung. Die Friedhofsträgerin ist berechtigt, eine Vorauszahlung in angemesse-
ner Höhe auf Gebühren für die beantragten Leistungen zu verlangen. 
 
(3) Werden beantragte Leistungen nur teilweise in Anspruch genommen, so ist dennoch die volle Gebühr zu entrichten. 
 
(4) Wird von der Benutzung des Friedhofes und seiner Bestattungseinrichtungen nach Beantragung Abstand genommen, sind die Aufwen-
dungen zu ersetzen, die der Friedhofsträgerin entstanden sind. 
 
  § 2 
  Gebührenschuldner 
 
(1) Zur Zahlung der Gebühren ist die nutzungsberechtigte Person oder die Person verpflichtet, in deren Auftrag der Friedhof oder die Be-
stattungseinrichtungen benutzt werden.  
 
(2) Wird die Gebühr von mehreren Personen geschuldet, so haftet jede einzelne Person als Gesamtschuldnerin. 
 
  § 3 
  Fälligkeit der Gebühren  
 
(1) Die Festsetzung der Gebühren erfolgt durch einen schriftlichen Gebührenbescheid. Dieser wird der Gebührenschuldnerin oder dem 
Gebührenschuldner durch einen einfachen Brief bekannt gegeben. 
 
(2) Die Gebühren sind mit Bekanntgabe des Gebührenbescheids fällig, sofern im Gebührenbescheid nicht eine spätere Fälligkeit festgesetzt 
ist. 
 
(3) Sofern die fälligen Gebühren nicht entrichtet worden sind, kann die Friedhofsträgerin Bestattungen und Leistungen verweigern.  
 
(4) Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben. 
 
  § 4 
  Nutzungsgebühren 
 
(1) Reihengrabstätten mit Nutzungsrecht 
 
a) Erdbestattung von Tot- und Fehlgeburten (Ruhezeit 30 Jahre)  545,00 Euro 
   
b) Erdbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr (Ruhezeit 30 Jahre)    545,00 Euro 
   
c) Erdbestattung von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an (Ruhezeit 30 Jahre)   603,00 Euro 
   
 
 

  

(2) Reihengemeinschaftsgrabstätten einschließlich Unterhaltung durch die Friedhofsträgerin und Namensplatte 
 
a) Erdbestattung (Graseinsaat, Ruhezeit 30 Jahre)  1.613,00 Euro 
    
b) Urnenbeisetzung (Graseinsaat, Ruhezeit 30 Jahre)  1.438,50 Euro 
   
c) Urnenbeisetzung (Bodendeckerbepflanzung, Ruhezeit 30 Jahre)  1.722,00 Euro 
   
(3) Wahlgrabstätten mit Nutzungsrecht 
 
a) Erdbestattung je Grab (Nutzungszeit 40 Jahre)  264,00 Euro 
     
b) Urnenbeisetzung je Grab (Nutzungszeit 40 Jahre)  264,00 Euro 
    
c) Verlängerungsgebühr Erdbestattung je Grab und Jahr  6,60 Euro 
     
d) Verlängerungsgebühr Urnenbeisetzung je Grab und Jahr  6,60 Euro 
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(4) Wahlgemeinschaftsgrabstätten mit Nutzungsrecht einschließlich Unterhaltung durch die Friedhofsträgerin  
 
a) Erdbestattung je Grabstätte incl. Partnergrabplatte (Graseinsaat) (Nutzungszeit 30 Jahre)  2.391,00 Euro 
   
b) Urnenbeisetzung je Grabstätte incl. Partnergrabplatte (Graseinsaat) (Nutzungszeit 30 Jahre)  1.969,50 Euro 
   
c) Verlängerungsgebühr Erdbestattung (Graseinsaat) je Grabstätte und Jahr  63,00 Euro 
   
d) Verlängerungsgebühr Urnenbeisetzung (Graseinsaat) je Grabstätte und Jahr  49,00 Euro 
   
e) Urnenbeisetzung je Grabstätte incl. Partnergrabplatte (Bodendeckerbepflanzung) (Nutzungs-

zeit 30 Jahre) 
 2.163,50 Euro 

    
f) Verlängerungsgebühr Urnenbeisetzung (Bodendeckerbepflanzung) je Grabstätte und Jahr  54,00 Euro 
   
g) Gebühr für Zweitbeschriftung der Grabplatte beim Letztverstorbenen  
(Graseinsaat und Bodendeckerbepflanzung)  

 345,00 Euro 

 
  § 5 
  Friedhofsunterhaltungsgebühren 
 
1. Reihengrabstätten 
Von den Nutzungsberechtigten, denen vor Inkrafttreten der Gebührensatzung vom 20.02.1980 in der Fassung vom 12.09.1995 Nutzungs-
rechte verliehen wurden, wird bis zum Ablauf der Ruhezeit zur Unterhaltung des Friedhofs eine Friedhofsunterhaltungsgebühr in Höhe von 
13,50 € je Grab und Jahr erhoben. Die Friedhofsunterhaltungsgebühr wird auf der Grundlage der folgenden Kostenarten kalkuliert: 
 

a. Personalkosten 
b. Kosten Dienstleistungen Dritter 
c. Verwaltungskosten 
d. Bewirtschaftungs- u. Unterhaltungskosten 
e. Inventarersatz 
f. Finanzierungskosten 

 
2. Wahlgrabstätten 
Von den Nutzungsberechtigten wird zur Unterhaltung des Friedhofs eine Friedhofsunterhaltungsgebühr in Höhe von 13,50 € je Grab und 
Jahr erhoben. Die Friedhofsunterhaltungsgebühr wird auf der Grundlage der folgenden Kostenarten kalkuliert: 
 

a. Personalkosten 
b. Kosten Dienstleistungen Dritter 
c. Verwaltungskosten 
d. Bewirtschaftungs- u. Unterhaltungskosten 
e. Inventarersatz 
f. Finanzierungskosten 

 
  § 6  
  Bestattungsgebühren 
 
(1)  Grundgebühren 
 
a)  Erdbestattung von Tot- und Fehlgeburten  184,00 Euro 
   
b)  Erdbestattung von Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  184,00 Euro 
   
c)  Erdbestattung von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an  428,50 Euro 
   
d)  Urnenbeisetzung  150,00 Euro 

 
(2)  Besondere Gebühren 
 
a) Benutzung der Friedhofskapelle anlässlich der Trauerfeier incl. Nutzung der Leichenkammer   224,00 Euro 
   
b) Benutzung der Friedhofskapelle ohne Leichenkammernutzung   112,00 Euro 
   
c) Benutzung der Leichenkammer ohne Kapellenbenutzung 
 

  67,00 Euro 
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  § 7 
  Gebühren für Umbettungen 
 
(1)  Umbettung auf demselben Friedhof 
 
a) Erdbestattungen von Totgeburten und Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  

je Grab 
  857,50 Euro 

b) Erdbestattungen von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an je Grab   1.072,00 Euro 
c) Urnenbeisetzungen je Grab   578,50 Euro 

 
(2)  Ausbettung bei Überführung auf einen fremden Friedhof 
 
a) Erdbestattungen von Totgeburten und Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  

je Grab 
  643,00 Euro 

b) Erdbestattungen von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an je Grab   643,00 Euro 
c) Urnenbeisetzungen je Grab   428,50 Euro 

 
(3) Einbettung bei Überführung von einem fremden Friedhof 
 
a) Erdbestattungen von Totgeburten und Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  

je Grab 
  184,00 Euro 

b) Erdbestattungen von Verstorbenen vom vollendeten 5. Lebensjahr an je Grab   428,50 Euro 
c) Urnenbeisetzungen je Grab   150,00 Euro 

 
  § 8 
  Sonstige Gebühren 
 
(1) Zustimmung zur Errichtung eines stehenden Grabmales  20,00 Euro 

 
(2) Jährliche Prüfung der Standsicherheit von stehenden Grabmalen 0,00 Euro 

 
(3) Zustimmung zur Errichtung eines liegenden Grabmals 20,00 Euro 

 
(4) Zustimmung zur Errichtung eines Holzkreuzes 20,00 Euro 

 
(5) Zustimmung zur Errichtung einer Grabeinfassung 20,00 Euro 

 
(6) Zustimmung zur Errichtung einer sonstigen baulichen Anlagen 20,00 Euro 

 
(7) Zustimmung zur Änderung eines Grabmals, einer Grabeinfassung oder einer sonstigen bauli-
chen Anlage 

20,00 Euro 

   
  § 9 
  Öffentliche Bekanntmachung 
 
(1) Diese Friedhofsgebührensatzung und alle Änderungen hierzu bedürfen zu ihrer Gültigkeit der öffentlichen Bekanntmachung. 
(2) Öffentliche Bekanntmachungen erfolgen gemäß § 35 der Friedhofssatzung der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gehlenbeck vom 27.03.2004 
in der Fassung vom 18.03.2010. 
 
  § 10 
  In-Kraft-Treten 
 
(1) Diese Friedhofsgebührensatzung und alle Änderungen treten gemäß § 36 der Friedhofssatzung der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Gehlen-
beck vom 27.03.2004 in der Fassung vom 18.03.2010 in Kraft. 
(2) Mit In-Kraft-Treten dieser Friedhofsgebührensatzung tritt die Friedhofsgebührensatzung vom 25.04.2012 in der Fassung vom 
28.05.2015 außer Kraft. 
 
Gehlenbeck, den 05. Juli 2018 
Siegel Die Friedhofsträgerin 
  gez. Vorsitzende                        gez. Presbyter/in                         gez. Presbyter/in 
 
In Verbindung mit dem Beschluss des Presbyteriums der Ev.-luth. Kirchengemeinde Gehlenbeck vom 05.Juli 2018 kirchenaufsichtlich ge-
nehmigt. 
Für die §§ 4 – 8 (Gebührentarif) wird die Genehmigung befristet bis zum 31. August 2021 erteilt. 
 
Bielefeld, den 28.08.2018 
Az.: 723.02-4006 Evangelische Kirche von Westfalen 
  Das Landeskirchenamt 
Siegel In Vertretung 
  gez. Martin Bock 
 
Staatsaufsichtlich genehmigt 
 
Detmold, den 05. September 2018 
  Bezirksregierung 
Siegel Im Auftrag 
  gez. Unterschrift  
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261 Bekanntmachung 
   
Der Verwaltungsrat der Mühlenkreiskliniken (AöR) hat in seiner Sitzung am 28. Juni 2018 die Jahresabschlüsse und die Lageberichte für die 
Mühlenkreiskliniken (AöR), das Johannes Wesling Klinikum Minden, das Krankenhaus Lübbecke-Rahden und das Krankenhaus Bad Oeyn-
hausen zum 31.12.2017 festgestellt und über die Behandlung der Jahresergebnisse wie folgt beschlossen:  
 
  Jahresabschluss 2017 - Johannes Wesling Klinikum Minden 
  Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung für das 
  Geschäftsjahr 01.01.2017 bis 31.12.2017 
 
Bilanz des Johannes Wesling Klinikums Minden zum 31. Dezember 2017 
 
 Aktiva = 262.934.140,06 € 
 Passiva = 262.934.140,06 € 
 
Gewinn- und Verlustrechnung Johannes Wesling Klinikum Minden 
für die Zeit vom 01.01.2017 bis 31.12.2017 
 
 Jahresüberschuss 2017 =     2.002.072,89 € 
 
 
  Jahresabschluss 2017 - Krankenhaus Lübbecke-Rahden 
  Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung für das 
  Geschäftsjahr 01.01.2017 bis 31.12.2017 
 
Bilanz des Krankenhauses Lübbecke-Rahden zum 31. Dezember 2017 
 
 Aktiva =  66.970.133,46 € 
 Passiva =  66.970.133,46 € 
  
Gewinn- und Verlustrechnung Krankenhaus Lübbecke-Rahden 
für die Zeit vom 01.01.2017 bis 31.12.2017 
 
 Jahresüberschuss 2017 =   663.116,60 € 
 
 
  Jahresabschluss 2017 - Krankenhaus Bad Oeynhausen 
  Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung für das 
  Geschäftsjahr 01.01.2017 bis 31.12.2017 
 
Bilanz des Krankenhauses Bad Oeynhausen zum 31. Dezember 2017 
 
 Aktiva = 26.304.530,79 € 
 Passiva = 26.304.530,79 € 
 
Gewinn- und Verlustrechnung Krankenhaus Bad Oeynhausen 
für die Zeit vom 01.01.2017 bis 31.12.2017 
 
 Jahresfehlbetrag 2017 =     657.520,63 € 
 
 
  Jahresabschluss 2017 - Mühlenkreiskliniken (AöR) 
  Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung für das 
  Geschäftsjahr 01.01.2017 bis 31.12.2017 
 
Bilanz der Mühlenkreiskliniken (AöR) zum 31. Dezember 2017 
 
 Aktiva =                  348.171.437,88 € 
 Passiva =  348.171.437,88 € 
 
Gewinn- und Verlustrechnung der Mühlenkreiskliniken (AöR) für das 
Geschäftsjahr vom 01.01.2017 bis 31.12.2017 
 
 Jahresüberschuss 2017 =       2.007.668,86 € 
 
 
  Jahresabschluss 2017 
  Behandlung der Jahresergebnisse 
 
Die Jahresergebnisse 2017 werden wie folgt behandelt: 
1. Der Jahresüberschuss des Johannes Wesling Klinikums Minden in Höhe von 2.002.072,89 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
2. Der Jahresüberschuss des Krankenhauses Lübbecke-Rahden in Höhe von 663.116,60 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
3. Der Jahresfehlbetrag des Krankenhauses Bad Oeynhausen in Höhe von 657.520,63 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
4. Der Jahresüberschuss der Mühlenkreiskliniken AöR in Höhe von 2.007.668,86 € wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 
Die Jahresabschlüsse und Lageberichte liegen bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme während der Dienst-
stunden der Zentralen Dienste im Johannes Wesling Klinikum Minden, Hans-Nolte-Straße 1, 32429 Minden, Zimmer 667 390, 3. OG, zur 
Einsichtnahme aus.  
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 Herausgeber und Druck: Der Landrat des Kreises Minden-Lübbecke, Portastraße 13, 32423 Minden 
 Das Amtliche Kreisblatt erscheint i.d.R. zweimal monatlich. Die Abgabe erfolgt kostenfrei (in allen Rathäusern und im Kreishaus in Minden). Außerdem kann das 

Amtliche Kreisblatt im Internet des Kreises Minden-Lübbecke unter  www.minden-luebbecke.de abgerufen werden. 
Für den laufenden Bezug per Postübersendung wird eine Kostenpauschale i.H.v. 20,00 € erhoben. 

 Bestellungen für den laufenden Bezug sowie Einzelbestellungen, Anfragen usw. sind an den Herausgeber zu richten.  (Telefon 0571/807-0) 


